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STELLUNGNAHME
zum Entwurf eines Gesetzes mit dem das Vorarlberger Antidiskriminierungsgesetz novelliert wird
Wien, am 9. September 2016
[bookmark: _GoBack]Die ÖAR ist die Interessenvertretung der Menschen mit Behinderungen in Österreich. In ihr sind 75 Mitgliedsorganisationen und damit mehr als 400.000 Menschen mit Behinderungen organisiert. Auf Grund der Vielfalt der Mitgliedsorganisationen verfügt die ÖAR über eine einzigartige Expertise zu allen Fragen, welche Menschen mit Behinderungen betreffen.

Sehr geehrte Damen und Herren, 
die ÖAR bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme und nimmt wie folgt Stellung:

ZUSAMMENFASSUNG

Die ÖAR begrüßt die gesetzliche Verankerung des Vorarlberger Monitoringausschusses im Vorarlberger Antidiskriminierungsgesetz, bedauert jedoch, dass diese nicht in Einklang mit den Vorgaben des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (BRK) und den Pariser Prinzipien erfolgt. Insbesondere werden folgende Verbesserungen angeregt:
1. § 11 Abs 2 1. Satz: Die Antidiskriminierungsstelle hat zur Erfüllung der Aufgaben nach § 12 Abs 1 Menschen mit Behinderungen und sie vertretenden Organisationen beizuziehen und zu diesem Zweck einen Monitoringausschuss einzurichten. 
2. Die Anzahl der Ausschussmitglieder ist mit 7 festzulegen, wovon die Mehrzahl Menschen mit Behinderungen und sie vertretende Organisationen sind. 
3. Der Vorsitz des Monitoringausschusses wird von Menschen mit Behinderungen oder sie vertretenden Organisationen geleitet. 
4. Das Vorschlagsrecht für Mitglieder des Monitoringausschusses kommt Menschen mit Behinderungen und sie vertretenden Organisationen zu. 
5. Auch die näheren Bestimmungen sind gesetzlich zu verankern. 
6. Dem Monitoringausschuss ist ein transparentes und ausreichendes eigenes Budget zuzuteilen, das er autonom verwalten kann. 

ZU DEN ANREGUNGEN IM DETAIL

Ad 1. Die Antidiskriminierungsstelle hat Menschen mit Behinderungen beizuziehen
§ 11 Abs 2 1. Satz Vorarlberger Antidiskriminierungsgesetz (Vbg. ADG) legt fest, dass die Antidiskriminierungsstelle zur Erfüllung der Aufgaben nach § 12 Abs 1, somit zur Förderung, zum Schutz und zur Überwachung der Durchführung des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen, Vertreter von Behindertenorganisationen beiziehen kann und zu diesem Zweck einen Monitoringausschuss einzurichten hat. 
Diese Kann-Bestimmung widerspricht klar nachfolgenden Bestimmungen, die Ausdruck des Leitbildes „Nichts über uns ohne uns“ ebenjener Behindertenrechtskonvention (BRK) sind:
Art 33 (2) Die Vertragsstaaten unterhalten, stärken, bestimmen oder schaffen nach Maßgabe ihres Rechts- und Verwaltungssystems auf einzelstaatlicher Ebene für die Förderung, den Schutz und die Überwachung der Durchführung dieses Übereinkommens eine Struktur, die, je nachdem, was angebracht ist, einen oder mehrere unabhängige Mechanismen einschließt. Bei der Bestimmung oder Schaffung eines solchen Mechanismus berücksichtigen die Vertragsstaaten die Grundsätze betreffend die Rechtsstellung und die Arbeitsweise der einzelstaatlichen Institutionen zum Schutz und zur Förderung der Menschenrechte.
Art 33 (3) Die Zivilgesellschaft, insbesondere Menschen mit Behinderungen und die sie vertretenden Organisationen, wird in den Überwachungsprozess einbezogen und partizipiert daran in vollem Umfang.
Art 4 (3) Bei der Ausarbeitung und Umsetzung von Rechtsvorschriften und politischen Konzepten zur Durchführung dieses Übereinkommens und bei anderen Entscheidungsprozessen in Fragen, die Menschen mit Behinderungen betreffen, führen die Vertragsstaaten mit den Menschen mit Behinderungen, einschließlich Kindern mit Behinderungen, über die sie vertretenden Organisationen enge Konsultationen und beziehen sie aktiv ein.
In Art 33 Abs 2 2. Satz BRK ist zudem festgelegt, dass bei der Schaffung von Monitoringmechanismen die Grundsätze betreffend die Rechtsstellung und die Arbeitsweise der einzelstaatlichen Institutionen zum Schutz und zur Förderung der Menschenrechte zu berücksichtigen sind. Damit gemeint sind die Pariser Prinzipien. Diese wurden am 4. März 1994 von der Generalversammlung der Vereinten Nationen in einer Resolution bekräftigt.[footnoteRef:1] Sie legen den Grundprinzipien Unabhängigkeit und Pluralismus folgend die Rahmenbedingungen für die Einrichtung von nationalen Menschenrechtsinstitutionen fest. Dh sie müssen insbesondere frei von Regierungseinflüssen und stark mit der Zivilgesellschaft verbunden sein. In Ziffer 2 der Resolution hat die Generalversammlung: [1:  Resolution der Generalversammlung 48/134. Nationale Institutionen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte, A/RES/48/134  http://www.un.org/Depts/german/uebereinkommen/ar48134.pdf ] 

2. bekräftigt, wie wichtig es ist, daß im Einklang mit den innerstaatlichen Rechtsvorschriften wirksame nationale Institutionen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte geschaffen werden und daß in ihrer Zusammensetzung Pluralismus und Unabhängigkeit gewährleistet sind;
Dass diese Pariser Prinzipien auf den Monitoringausschuss auch tatsächlich anzuwenden sind, hat das Komitee der Vereinten Nationen für die Rechte von Menschen mit Behinderungen bereits 2013 eindeutig gegenüber Österreich festgestellt:[footnoteRef:2] [2:  Komitee für die Rechte von Menschen mit Behinderungen, Abschließende Bemerkungen zum ersten Bericht Österreichs, angenommen durch das Komitee bei seiner zehnten Sitzung, 2.-13. September 2013, CRPC/C/AUT/CO/1, para. 52-53.] 

52. Das Komitee nimmt die Gründung des „unabhängigen Monitoringausschusses zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention“ als Österreichs unabhängiger Überwachungsmechanismus gemäß Artikel 33(2) zur Kenntnis. Das Komitee äußert jedoch seine Besorgnis darüber, dass der Monitoringausschuss über kein eigenes Budget verfügt und ihm anscheinend die Unabhängigkeit fehlt, die durch die Prinzipien für den Status und die Arbeitsweise nationaler Institutionen zum Schutz und zur Förderung der Menschenrechte vorgeschrieben werden (Pariser Prinzipien). 
53. Das Komitee empfiehlt, dass die vollständige Unabhängigkeit des unabhängigen Monitoringausschusses in Einklang mit den Paris-Prinzipien sichergestellt wird. Das Komitee empfiehlt zusätzlich, dass die Länder ihre eigenen unabhängigen Monitoringmechanismen schaffen, um die Behindertenpolitik und entsprechende Maßnahmen in ganz Österreich besser zu koordinieren. 
Die Förderung und der Schutz der Menschenrechte von Menschen mit Behinderungen ist somit gemäß Art 33 (2 und 3), Art 4 (3) iVm den Pariser Prinzipien der Monitoringausschuss klar Aufgabe des Monitoringausschusses. Es steht nicht im Ermessen des Landesvolksanwalts ob dieser zu diesem Zwecke beizuziehen ist. 
Es wird daher folgende Formulierung angeregt: „Die Antidiskriminierungsstelle hat daher zur Erfüllung der Aufgaben nach § 12 Abs 1 Vbg. ADG, nämlich zur Förderung, zum Schutz und zur Überwachung der Durchführung der BRK, Menschen mit Behinderungen und sie vertretende Organisationen beizuziehen und zu diesem Zweck einen Monitoringausschuss einzurichten.“ 

Ad 2. 7 Mitglieder des Monitoringausschusses wovon die Mehrzahl Menschen mit Behinderungen sind
§ 11 Abs 2 Vbg. ADG legt fest, dass der Monitoringausschuss aus mindestens vier Mitgliedern (zwei Vertretern von Behindertenorganisationen, einem Vertreter einer Menschenrechtsorganisation und einem Vertreter aus dem Bereich der wissenschaftlichen Lehre) und höchstens sieben Mitgliedern sowie dem Landesvolksanwalt als Leiter zu bestehen hat. 
Dies widerspricht jedoch Art 4 Abs 3, Art 33 Abs 2 und 3 iVm den Pariser Prinzipien. Denn Prinzip 1 über Zusammensetzung und Garantien für Unabhängigkeit und Pluralismus bestimmt:
1. Die Zusammensetzung der nationalen Institutionen und die Ernennung ihrer Mitglieder, ob durch Wahl oder auf andere Weise, bestimmen sich nach einem Verfahren, das alle erforderlichen Garantien für die pluralistische Vertretung der an der Förderung und am Schutz der Menschenrechte beteiligten gesellschaftlichen Kräfte (der zivilen Gesellschaft) bietet, insbesondere durch die Ausstattung mit Befugnissen zur Ermöglichung einer wirksamen Zusammenarbeit mit, beziehungsweise durch die Präsenz von, Vertretern
a) von nichtstaatlichen Organisationen, die für Menschenrechtsfragen und Bemühungen zur Bekämpfung der Rassendiskriminierung zuständig sind, von Gewerkschaften und von engagierten sozialen und Berufsorganisationen, beispielsweise Verbänden von Rechtsanwälten, Ärzten, Journalisten und namhaften Wissenschaftlern;
b) von philosophischen oder religiösen Denkrichtungen;
c) von Universitäten und qualifizierten Sachverständigen;
d) des Parlaments;
e) von Ministerien (wenn diese einbezogen werden, sollten ihre Vertreter lediglich in beratender Eigenschaft an den Beratungen teilnehmen).
Es ist somit sicherzustellen, dass die Zusammensetzung des Monitoringausschusses eine pluralistische Vertretung der an der Förderung und am Schutz der Menschenrechte beteiligten gesellschaftlichen Kräfte bietet. Damit gemeint ist insbesondere eine starke Einbeziehung der Zivilgesellschaft.[footnoteRef:3] Wie bereits oben festgestellt, bedeutet dies iSd BRK eine starke Einbeziehung von Menschen mit Behinderungen und sie vertretenden Organisationen.[footnoteRef:4] [3:  Vgl insb UN OHCHR Regional Office for Europe, Study on the Implementation of Article 33 of the UN Convention on the Rights of Persons with Disabilities in Europe, Art 33 CRPD Study, 6, abrufbar unter http://europe.ohchr.org/Documents/Publications/Art_33_CRPD_study.pdf . ]  [4:  Vgl insb UN OHCHR Regional Office for Europe, Art 33 CRPD Study, 8.] 

Dies ist jedoch in § 11 Abs 2 Vbg. ADG nicht gewährleistet: Erstens ist mit vier Mitgliedern eine pluralistische Vertretung nicht möglich, der Monitoringausschuss muss jedenfalls aus sieben Mitgliedern bestehen. Zweitens müssen Menschen mit Behinderungen die Mehrzahl des Ausschusses bilden, wie dies auch auf nationaler Ebene der Fall ist, um nicht überstimmt zu werden. Und drittens widerspricht diese offene Formulierung (4-7 Mitglieder) Pariser Prinzip 2 über Zuständigkeit und Aufgaben (siehe sogleich unten). 
Um eine breite und pluralistische Verankerung der Zivilgesellschaft im Ausschuss zu gewährleisten, ist die Anzahl der Ausschussmitglieder somit mit 7 festzulegen, wovon die Mehrzahl Menschen mit Behinderungen oder sie vertretende Organisationen stellen. 

Ad 3 und 4. Vorsitz und Vorschlagsrecht liegen bei Menschen mit Behinderungen
Gemäß Art 33 Abs 2 BRK und den Pariser Prinzipien muss der Monitoringausschuss von der Regierung unabhängig sein. Er darf daher nicht in eine Regierungsbehörde integriert sein und muss außerdem personell unabhängig sein. Die Auswahl der Leitungsebene darf daher nicht in den Händen der Regierungsmehrheit liegen.[footnoteRef:5] Dies ist allerdings der Fall, da der Landesvolksanwalt gem § 1 Vorarlberger Gesetz über den Landesvolksanwalt von der Regierungsmehrheit im Landtag bestellt wird. Des Weiteren muss das Auswahlverfahren transparent sein und unter substanzieller Beteiligung der Zivilgesellschaft durchgeführt werden.  [5:  Vgl im Detail Rudolf, Bringing Human Rights Home. Zur Rolle nationaler Menschenrechtsinstitutionen in Zeitschrift Vereinte Nationan, 4/2013, 161-166. ] 

Der Vorsitz des Monitoringausschusses sollte daher von Menschen mit Behinderungen oder sie vertretenden Organisationen geleitet werden. Zudem sollte Menschen mit Behinderungen und sie vertretenden Organisationen das Vorschlagsrecht für Mitglieder des Monitoringausschusses zukommen. 

Ad 5. Die näheren Bestimmungen sind gesetzlich zu verankern
§ 12 Abs 2 letzter Satz legt fest, dass die näheren Bestimmungen über die Geschäftsführung, insbesondere betreffend Zusammensetzung, Bestellung und Abberufung der Mitglieder und Ersatzmitglieder, Aufgaben, Aufwandsentschädigung einschließlich Ersatz von Reisekosten, udgl in einer vom Landesvolksanwalt zu erlassenden Geschäftsordnung zu regeln sind. 
Die fehlende gesetzliche Verankerung der näheren Bestimmungen steht in Widerspruch zu Art 33 Abs 2 BRK iVm den Pariser Prinzipien. 
Im Sinne der Unabhängigkeit bestimmt Pariser Prinzip 2 über Zuständigkeit und Aufgaben eindeutig:
2. Nationale Institutionen erhalten ein möglichst breites, in einem Dokument mit Verfassungs- oder Gesetzesrang klar festgelegtes Mandat, in dem ihre Zusammensetzung und ihr Zuständigkeitsbereich im einzelnen beschrieben sind.
Es sind daher auch die näheren Bestimmungen über die Geschäftsführung, insbesondere betreffend Zusammensetzung, Bestellung und Abberufung der Mitglieder und Ersatzmitglieder, Aufgaben, Aufwandsentschädigung einschließlich Ersatz von Reisekosten, udgl gesetzlich zu verankern. 

Ad 6. Ausreichend autonomes Budget
In den Erläuternden Bemerkungen zum Entwurf wird unter Punkt 3.2. festgehalten, dass es sich beim Monitoringausschuss lediglich um eine legistische Klarstellung handelt und der Landesvolksanwalt als Antidiskriminierungsstelle bereits einen Monitoringausschuss eingerichtet hat und sich aus der Änderung keine unmittelbaren Kostenfolgen ergeben. 
Umso mehr sei darauf hingewiesen, dass dem Monitoringausschuss gem BRK und Pariser Prinzipien ein eigenes Budget zuzuteilen ist bzw bereits zugeteilt hätte werden sollen.
Pariser Prinzip 2 über Zusammensetzung und Garantien für Unabhängigkeit und Pluralismus legt fest:
2. Nationale Institutionen müssen über die erforderliche Infrastruktur für die reibungslose Wahrnehmung ihrer Aufgaben verfügen, insbesondere über ausreichende Finanzmittel. Diese Finanzmittel sollen ihnen ermöglichen, über eigenes Personal und eigene Räumlichkeiten zu verfügen, damit sie von der Regierung unabhängig sind und keiner Finanzkontrolle unterworfen werden, die ihre Unabhängigkeit beeinträchtigen könnte.
Demzufolge hat das Komitee über die Rechte von Menschen mit Behinderungen auch bereits gegenüber Österreich folgendes festgestellt:[footnoteRef:6] [6:  Komitee für die Rechte von Menschen mit Behinderungen, CRPC/C/AUT/CO/1, para. 52, 54.] 

52. […] Das Komitee äußert jedoch seine Besorgnis darüber, dass der Monitoringausschuss über kein eigenes Budget verfügt und ihm anscheinend die Unabhängigkeit fehlt, die durch die Prinzipien für den Status und die Arbeitsweise nationaler Institutionen zum Schutz und zur Förderung der Menschenrechte vorgeschrieben werden (Pariser Prinzipien). 
54. Das Komitee empfiehlt, dass der unabhängigen Monitoringeinrichtung ein transparentes Budget zugeteilt wird und sie befugt ist, dieses Budget autonom zu verwalten. 
Dem Monitoringausschuss ist somit gem BRK und Pariser Prinzipien ein transparentes und ausreichendes eigenes Budget zuzuteilen, das er autonom verwalten kann. 


Mit freundlichen Grüßen

Für Präsident Dr. Klaus Voget 
Mag.a Tina Rametsteiner E.MA
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